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Die Bundesregierung begrüßt ausdrücklich eine europäische Regelung der Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick

auf Nachhaltigkeit (Corporate Sustainability Due Diligence, CSDD), so die hib-Meldung Nr. 720 vom 9.10.2023. Die Beratun-

gen innerhalb der Regierung über eine entsprechende Richtlinie der Europäischen Kommission seien aber derzeit noch

nicht abgeschlossen, heiße es in einer Antwort (20/8510) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (20/8111) der CDU/

CSU-Fraktion. „Ziel der Bundesregierung ist es, gemäß Koalitionsvertrag und basierend auf den Leitprinzipien der Vereinten

Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte (UNGP), die Menschenrechte und Umwelt entlang der Wertschöpfungskette

wirksam zu schützen und dabei auch insbesondere kleine und mittlere Unternehmen nicht zu überfordern“, schreibe die

Regierung. Sie betone weiter, dass das Konzept des deutschen Lieferkettengesetzes (LkSG), das deutsche Unternehmen zur

Einhaltung von Menschenrechten und Umweltstandards entlang ihrer Lieferkette verpflichtet, nicht mit jenem der CSDD

vergleichbar sei. So stelle ersteres allein auf die Mitarbeiterzahl ab, während die europäische Vorlage auf eine Kombination

von Mitarbeiterzahl und Umsatz abziele. Die Sorge der Unionsfraktion, dass künftig pauschal auch alle Unternehmen mit

weniger als 1000 Mitarbeitern stärker verpflichtet werden sollen, sei also unbegründet. Denn zwar sei auf europäischer

Ebene von Unternehmen ab 250 Mitarbeitern die Rede, dies aber nur, wenn diese einen Mindestumsatz von 40 Mio. Euro

vorweisen und die Hälfte davon in Risikosektoren erwirtschaftet wird, erläutert die Regierung. Vgl. zum LkSG auch die Bei-

träge Passas/Holtz, BB 2023, 387ff., sowie Vogelpoth/Wegner, BB 2023, 2189ff.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH:Lernplattform-Abo–NureinmaligesWi-

derrufsrecht eines Verbrauchers bei anfangs

kostenlosem, anschließend kostenpflichti-

gemZeitraum

Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 2011/83/EU des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 25. Ok-

tober 2011 über die Rechte der Verbraucher, zur

Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates

und der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen

Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung

der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der

Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments

unddesRates ist dahin auszulegen, dass demVer-

braucher das Recht, einen Fernabsatzvertrag zu

widerrufen, bei einem Vertrag über die Erbrin-

gung von Dienstleistungen, der für den Verbrau-

cher anfangs einen kostenlosen Zeitraum vor-

sieht, demsich– falls derVerbraucherdenVertrag

in diesem Zeitraum nicht kündigt oder widerruft

– ein kostenpflichtiger Zeitraum anschließt, der

sich, wenn dieser Vertrag nicht gekündigt wird,

automatisch um einen bestimmten Zeitraum ver-

längert, nur ein einziges Mal zukommt, sofern er

beim Abschluss dieses Vertrags vom Unterneh-

mer in klarer, verständlicher und ausdrücklicher

Weise darüber informiert wird, dass die Erbrin-

gung dieser Dienstleistung nach dem anfänglich

kostenlosenZeitraumkostenpflichtigwird.

EuGH, Urteil vom 5.10.2023 – C-565/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2369-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Zugang unabhängiger Wirtschaftak-

teure zu Fahrzeugreparatur- und -wartungs-

informationen

Art. 61 Abs. 1 und 4 in Verbindungmit Anhang X

der Verordnung (EU) 2018/858 des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 über

die Genehmigung und die Marktüberwachung

von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhän-

gern sowie von Systemen, Bauteilen und selbst-

ständigen technischen Einheiten für diese Fahr-

zeuge, zur Änderung der Verordnungen (EG)

Nr. 715/2007 und (EG) Nr. 595/2009 und zur Auf-

hebung der Richtlinie 2007/46/EG ist dahin aus-

zulegen, dass er dem entgegensteht, dass ein

Fahrzeughersteller den Zugang unabhängiger

Wirtschaftakteure zu Fahrzeugreparatur- und

-wartungsinformationen sowie zu Informationen

des On-Board-Diagnosesystems, einschließlich

den Schreibzugriff für diese Informationen, von

anderen Voraussetzungen als von den in der Ver-

ordnung bestimmten abhängigmacht.

EuGH, Urteil vom 5.10.2023 – C-296/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2369-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Silver Horse/Power Horse

a) Die Unterlassung einer an sich gebotenen Zu-

lassung der Rechtsbeschwerde stellt keinen Be-

gründungsmangel dar und kann deshalb nicht

mit Erfolg gemäß § 83 Abs. 3 Nr. 6 MarkenG mit

der zulassungsfreien Rechtsbeschwerde ange-

griffen werden. Gegen eine nicht gerechtfertigte

Unterlassung der Zulassung der Rechtsbeschwer-

de ist allein die Verfassungsbeschwerde mit der

Begründung der Verletzung des Grundrechts auf

Gewährung effektiven Rechtsschutzes eröffnet.

b) Für das Bestreiten der Benutzung einer Wi-

derspruchsmarke gemäß § 43 Abs. 1 MarkenG

ist eine eindeutige Erklärung erforderlich. All-

gemeine Ausführungen zur Benutzungslage in

anderem Zusammenhang, wie zum Beispiel

bei der Erörterung der Ähnlichkeit sich ge-

genüberstehender Waren oder Dienstleistungen,

der Kennzeichnungskraft oder anderer Aspekte

der Verwechslungsgefahr können grundsätzlich

nicht als Nichtbenutzungseinwand ausgelegt

werden.

BGH, Beschluss vom 1.6.2023 – I ZB 65/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2369-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Adresse eines Postdienstleisters ist

keine ladungsfähige Anschrift

Eine ordnungsgemäße Klageerhebung setzt

grundsätzlich die Angabe der ladungsfähigen

Anschrift des Klägers voraus; die Adresse eines

Postdienstleisters, der lediglich mit der Weiter-

leitung der an den Kläger gerichteten Post be-

auftragt ist, reicht hierfür nicht aus.

BGH, Urteil vom 7.7.2023 – V ZR 210/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2369-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: beA – Dateiname „Berufungsschrift-

satz.pdf“

Zu den Anforderungen an die Versendung eines

bestimmenden Schriftsatzes über das besondere

elektronische Anwaltspostfach.

BGH, Beschluss vom 31.8.2023 – VIa ZB 24/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2369-5

unterwww.betriebs-berater.de

OLG Frankfurt a. M.: Fahrplaninformations-

App – Nichtanzeige des Wettbewerbers un-

ter „schnellste Verbindungen“ – Kein Weg-

fall der Wiederholungsgefahr durch „ewige“

Unterlassungserklärung

Gibt der Verletzer eine Unterlassungserklärung

mit der Erklärung ab, diese gelte auch bei Ableh-

nung weiter, führt diese nicht zu einem Wegfall

der Wiederholungsgefahr, da es an der nötigen

Gefahr der jederzeitigen Annahme durch den

Gläubiger fehlt.

OLG Frankfurt a. M., Beschluss vom 21.9.2023 –

6W 61/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2369-6

unterwww.betriebs-berater.de
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